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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf  die  Kleine  Anfrage  der  Abgeordneten  Patrick  Döring,  Horst  Friedrich  (Bayreuth),
 Joachim Günther (Plauen), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
 – Drucksache 16/7565 –

 Verstöße gegen fahrpersonalrechtliche Vorschriften, Ursachen und Bußgelder

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Am  11.  April  2007  ist  die  Verordnung  (EG)  561/06  zur  Harmonisierung
 und  Änderung  der  Sozialvorschriften  im  Straßenverkehr  in  Kraft  getreten.  Weil  das
 deutsche  Fahrpersonalgesetz,  das  unter  anderem  die  Vorschriften  über  Ordnungs-
 widrigkeiten  und  Bußgeldvorschriften  beinhaltet,  durch  Versäumnisse  der  Bundes-
 regierung  nicht  rechtzeitig  an  die  neue  Verordnung  angepasst  worden  war,  wurden
 in  der  Folgezeit  laufende  Verfahren  gemäß  §  4  Abs.  3  des  Ordnungswidrigkeitenge-
 setzes  (OWiG  –  Meistbegünstigungsgebot)  eingestellt.  Neue  Verstöße  konnten  nicht
 geahndet  werden,  weil  zum  Zeitpunkt  der  Tat  keine  Ordnungswidrigkeits-  und  Buß-
 geldregelungen bestanden.

 Der  Deutsche  Bundestag  beschloss  am  6.  Juli  2007  das  Fahrpersonalgesetz  (FPersG),
 das am 14.  Juli 2007 mit Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft trat.

 Am  31.  August  2007  leitete  die  Bundesregierung  dem  Bundesrat  den  Entwurf  einer
 Verordnung  zur  Anpassung  der  Fahrpersonalverordnung  an  die  europäische  Verord-
 nung  zu  (Bundesratsdrucksache  604/07).  In  der  Fahrpersonalverordnung  (FPersV)
 sind  neben  technischen  Details  auch  die  Ausnahmetatbestände  geregelt.  In  der
 Begründung  des  Verordnungsentwurfs  vertrat  die  Bundesregierung  –  im  Gegensatz
 z.  B.  zur  Europäischen  Kommission  –  die  Ansicht,  dass  die  als  „rollende  Super-
 märkte“  bekannten  ambulanten  Verkaufswagen  nach  der  Verordnung  (EG)  561/06
 nicht  mehr  von  den  fahrpersonalrechtlichen  Vorschriften  ausgenommen  werden
 dürften.  Daher  brachte  die  Fraktion  der  FDP  im  Deutschen  Bundestag  einen  Antrag
 ein,  mit  dem  die  Bundesregierung  aufgefordert  wurde,  eine  Ausnahme  für  rollende
 Supermärkte  vorzusehen.  Nach  mehrfacher  Beratung  im  Verkehrsausschuss  des
 Bundesrates  und  einer  Stellungnahme  der  Europäischen  Kommission  zum  Thema
 musste  die  Bundesregierung  ihre  Position  aufgeben.  Der  Bundesrat  beschloss  in  der
 Sitzung  am  30.  November  2007  unter  anderem,  von  der  nunmehr  unbestritten  beste-
 henden Möglichkeit der Ausnahme Gebrauch zu machen.

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Der  Entwurf  des  Fahrpersonalgesetzes  wurde  am  20.  Dezember  2006  vom  Bundes-
 kabinett  beschlossen.  Die  Beratung  des  Entwurfs  im  Vorfeld  des  Kabinettbeschlus-
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ses  und  die  Beratung  der  vom  Bundesrat  gestellten  Anträge  warfen  jedoch  im  Hin-
 blick  auf  die  erforderlichen  nebenstrafrechtlichen  Regelungen  und  das  zugrunde
 liegende  europäische  Recht  erhebliche  Probleme  auf,  die  zu  einem  erhöhten  Bera-
 tungsbedarf  zwischen  den  Ressorts  führten,  was  sich  auch  auf  den  zeitlichen  Ablauf
 der Beratungen auswirkte.

 Der  dem  Bundesrat  von  der  Bundesregierung  zugeleitete  Entwurf  der  Fahrpersonal-
 verordnung  sah  vor,  dass  von  allen  Ausnahmemöglichkeiten  Gebrauch  gemacht
 wird,  die  das  Gemeinschaftsrecht  zulässt.  Mit  Schreiben  vom  23.  Oktober  2007  hat
 die  Europäische  Kommission  mitgeteilt,  dass  „rollende  Verkaufswagen“  unter  die
 Ausnahmemöglichkeit  des  Artikels  13  Abs.  1  Buchstabe  d,  2.  Anstrich  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  561/2006  gefasst  werden  können.  Diese  Ausnahmemöglichkeit  war
 von  Anfang  an  in  dem  Entwurf  der  Bundesregierung  (§  18  Abs.  1  Nr.  4  Buchstabe  b
 des  Entwurfs)  enthalten.  Aus  Gründen  der  Rechtsklarheit  hat  der  Bundesrat  mit  Zu-
 stimmung  des  Bundesministeriums  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung
 (BMVBS)  die  „rollenden  Verkaufswagen“  nun  aber  ausdrücklich  in  den  Text  der
 Fahrpersonalverordnung aufgenommen.

 1.  Wie  viele  Verstöße  gegen  fahrpersonalrechtliche  Vorschriften  wurden  vom  Bun-
 desamt für Güterverkehr (BAG) seit dem Jahr 2000 registriert?

 Im  Zeitraum  von  Anfang  2000  bis  Oktober  2007  bei  Straßenkontrollen  durch  das
 Bundesamt  für  Güterverkehr  festgestellte  Verstöße  gegen  die  Verordnung  (EWG)
 Nr.  3820/85,  Verordnung  (EWG)  Nr.  3821/85,  Verordnung  (EG)  Nr.  561/2006  und
 gegen  das  Europäische  Abkommen  über  die  Arbeit  des  im  internationalen  Straßen-
 verkehr  beschäftigten  Fahrpersonals  (AETR)  sind  in  Tabellenform  als  Anlage  1  bei-
 gefügt. Insgesamt handelt es sich um circa 953  000 festgestellte Verstöße.

 2.  Wie  viele  Verstöße  gegen  fahrpersonalrechtliche  Vorschriften  wurden  von  den
 zuständigen Behörden der Bundesländer registriert?

 Die  entsprechenden  Daten  für  den  Zeitraum  2001  bis  2006  ergeben  sich  aus
 Anlage  2.

 3.  Um  welche  und  wie  viele  Verstöße  handelte  es  sich  in  dem  Zeitraum  im  Einzel-
 nen?

 Die  Art  der  Verstöße  ergeben  sich  für  das  BAG  aus  der  Anlage  1  und  für  die  Länder
 aus der Anlage 2.

 4.  Wie  hat  sich  im  gleichen  Zeitraum  die  Zahl  der  auf  deutschen  Straßen  fahrenden
 Fahrzeuge,  die  unter  die  fahrpersonalrechtlichen  Vorschriften  fallen,  entwi-
 ckelt?

 Von  den  fahrpersonalrechtlichen  Vorschriften  werden  grundsätzlich  Fahrzeuge
 erfasst,  die  der  Güterbeförderung  dienen  und  deren  zulässiges  Gesamtgewicht
 einschließlich  Anhänger  oder  Sattelanhänger  mehr  als  2,8  Tonnen  beträgt  sowie
 Fahrzeuge,  die  für  die  Beförderung  von  mehr  als  neun  Personen  einschließlich
 des  Fahrers  konstruiert  oder  dauerhaft  angepasst  und  zu  diesem  Zweck  bestimmt
 sind  (§  1  der  Fahrpersonalverordnung  (FPersV),  Artikel  2  der  Verordnung  (EG)
 Nr. 561/2006).

 Ob  ein  Fahrzeug  unter  die  fahrpersonalrechtlichen  Vorschriften  fällt,  hängt  auch
 vom  konkreten  Einsatz  des  Fahrzeugs  ab.  Es  liegen  nur  Daten  über  die  Zahl  der  zu-
 gelassenen  Fahrzeuge  vor,  die  sich  aus  den  statistischen  Aufstellungen  des  Kraft-
 fahrt-Bundesamtes, die auszugsweise als Anlagen 3 und 4 beigefügt sind, ergeben.
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5.  Welche  Bußgelder  werden  vom  BAG  durchschnittlich  in  den  zehn  am  häu-
 figsten vorkommenden Fällen jeweils verhängt?

 Aus  erfassungstechnischen  Gründen  kann  die  Frage  nur  für  das  Jahr  2006  und
 2007 beantwortet werden:

 Die im Jahr 2006 am häufigsten vorkommenden Zuwiderhandlungen:

 Die im Jahr 2007 am häufigsten vorkommenden Zuwiderhandlungen:

 Verstoß  Anzahl
 durchschnittlich

 verhängtes Bußgeld

 1.  Ein  Schaublatt,  ein  Ausdruck  oder  eine  Aufzeichnung  gemäß  Artikel  15
 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85 wurde nicht vorgelegt.

 4252  207 Euro

 2.  Die zulässige tägliche Lenkzeit wurde nicht eingehalten.  4248  237 Euro

 3.  Die  Aufzeichnungen  über  die  Lenkzeiten,  alle  sonstigen  Arbeitszeiten,  die
 Lenkzeitunterbrechungen und die Ruhezeiten wurden nicht geführt.

 2728  93 Euro

 4.  Entgegen  §  20  Abs.  1  Satz  1  FPersV  wurde  eine  dort  genannte  Beschei-
 nigung oder ein anderer geeigneter Nachweis nicht vorgelegt.

 1592  186 Euro

 5.  Eine  nach  §  20  Abs.  1  FPersV  erforderliche  Bescheinigung  wurde  mit
 unrichtigem Inhalt vorgelegt.

 1227  264 Euro

 6.  Die  Zeitgruppen,  die  infolge  des  Verlassens  des  Fahrzeugs  durch  den  Fah-
 rer  nicht  aufgezeichnet  wurden,  waren  auf  dem  Schaublatt  nicht  vermerkt.

 905  109 Euro

 7.  Ein  Schaublatt  oder  eine  Aufzeichnung  gemäß  Artikel  10  AETR  wurde
 nicht vorgelegt.

 798  158 Euro

 8.  Das Kontrollgerät war nicht eingebaut.  734  633 Euro

 9.  Überschreitung  der  zulässigen  Tageslenkzeit  durch  einen  Fahrer,  der  dem
 AETR unterfällt.

 624  213 Euro

 10.  Das Nichteinhalten der Tagesruhezeit.  563  119 Euro

 Verstoß  Anzahl
 durchschnittlich

 verhängtes Bußgeld

 1.  Ein  Schaublatt,  ein  Ausdruck  oder  eine  Aufzeichnung  gemäß  Artikel  15
 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85 wurde nicht vorgelegt.

 2807  450 Euro

 2.  Die  Aufzeichnungen  über  die  Lenkzeiten,  alle  sonstigen  Arbeitszeiten,  die
 Lenkzeitunterbrechungen und die Ruhezeiten wurden nicht geführt.

 2037  104 Euro

 3.  Die zulässige tägliche Lenkzeit wurde nicht eingehalten.  1581  262 Euro

 4.  Entgegen  §  20  Abs.  1  Satz  1  FPersV  wurde  eine  dort  genannte  Bescheini-
 gung oder ein anderer geeigneter Nachweis nicht vorgelegt.

 760  272 Euro

 5.  Eine  nach  §  20  Abs.  1  FPersV  erforderliche  Bescheinigung  wurde  mit
 unrichtigem Inhalt vorgelegt.

 658  504 Euro

 6.  Das Kontrollgerät war nicht eingebaut.  602  669 Euro

 7.  Die  Zeitgruppen,  die  infolge  des  Verlassens  des  Fahrzeugs  durch  den  Fah-
 rer  nicht  aufgezeichnet  wurden,  waren  auf  dem  Schaublatt  nicht  vermerkt.

 584  132 Euro

 8.  Das  Kontrollgerät  wurde  nicht  ordnungsgemäß  benutzt,  da  das  Schaublatt
 überschrieben wurde.

 277  138 Euro

 9.  Nichteinhalten der Tagesruhezeit  273  145 Euro

 10.  Das  Kontrollgerät  war  nicht  vorschriftsgemäß,  da  die  Plombierung  nicht
 ordnungsgemäß war.

 231  101 Euro
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6.  Hat  die  Bundesregierung  Kenntnis  davon,  wie  viele  Fahrzeuge  unter  dem
 Regime  der  fahrpersonalrechtlichen  Vorschriften  in  der  EU  verkehren,  wie
 viele  Verstöße  es  gegen  fahrpersonalrechtliche  Vorschriften  europaweit
 jährlich gibt, und welche Bußgelder jährlich europaweit verhängt werden?

 Aufgrund  Artikel  16  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  3820/85  und  seit  dem  11.  April
 2007  aufgrund  von  Artikel  17  der  Verordnung  (EG)  Nr.  561/2006  erstellt  die
 Europäische  Kommission  alle  zwei  Jahre  einen  Bericht  über  die  Durchführung
 der  Verordnung  (EWG)  Nr.  3821/85  und  die  Verordnung  (EG)  Nr.  561/2006  und
 über die Entwicklungen auf diesem Gebiet.

 Die  Berichte  für  die  Jahre  2001  und  2002  sowie  2003  und  2004  sind  als  KOM-
 Dokumente  KOM(2007)  622  und  KOM(2006)  321  veröffentlicht.  Ein  Bericht
 der  Europäischen  Kommission  für  die  Jahre  2005  und  2006  liegt  noch  nicht  vor.

 Die  Verstöße  gegen  fahrpersonalrechtliche  Vorschriften  europaweit  für  die  Jahre
 2003  und  2004  belaufen  sich  danach  auf  1  185  395  (ohne  Schweden  und  Grie-
 chenland).  Für  die  Jahre  2001  und  2002  werden  1  183  379  Zuwiderhandlungen
 angegeben.

 Erkenntnisse  über  die  Anzahl  von  Fahrzeugen  in  Europa,  die  unter  die  fahrper-
 sonalrechtlichen  Vorschriften  fallen  –  als  auch  über  die  Höhe  der  europaweit
 verhängten Bußgelder, liegen nicht vor.

 7.  Wie  hoch  ist  die  jährliche  Summe  der  durch  das  BAG  verhängten  Buß-
 gelder seit dem Jahr 2000?

 Für  Verstöße  gegen  fahrpersonalrechtliche  Vorschriften  wurden  folgende  Buß-
 gelder verhängt:

 8.  Wie  behandelt  das  BAG  Verstöße  gegen  Lenk-  und  Ruhezeiten,  wenn  der
 Fahrer vorträgt, keinen LKW-Stellplatz gefunden zu haben?

 Sofern  Art  und  Grund  der  Abweichung  von  den  Lenk-  und  Ruhezeiten  gemäß
 Artikel  12  der  Verordnung  (EG)  Nr.  561/2006  handschriftlich  auf  dem  Schau-
 blatt  des  Kontrollgerätes  oder  einem  Ausdruck  aus  dem  Kontrollgerät  oder  im
 Arbeitszeitplan  vermerkt  sind  und  sich  hieraus  schlüssig  ergibt,  dass  die  Abwei-
 chung  ohne  Gefährdung  der  Sicherheit  im  Straßenverkehr  möglich  und  erforder-
 lich  war,  um  einen  geeigneten  Halteplatz  zu  erreichen  und  die  Sicherheit  von
 Personen,  des  Fahrzeugs  oder  seiner  Ladung  zu  gewährleisten,  wird  im  Einzel-
 fall von einer Verfolgung abgesehen.

 9.  In  wie  vielen  Fällen  beruhen  Verstöße  gegen  die  Lenk-  und  Ruhezeiten  auf
 fehlenden  Parkplatzkapazitäten  an  der  Autobahn  (bitte  wenn  möglich  abso-
 lute und relative Zahlen)?

 Entsprechendes  Zahlenmaterial  liegt  beim  BAG  und  bei  den  Ländern  nicht  vor.

 2000  2001  2002  2003  2004  2005  2006  2007

 DM

 9  122  392

 DM

 9  076  386

 Euro

 4  112  343

 Euro

 4  236  390

 Euro

 4  349  251

 Euro

 4  737  867

 Euro

 5  674  445

 Euro

 5  540  667
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10.  In  wie  vielen  Fällen  wurde  bisher  von  der  Regelung  des  §  8  Abs.  3  FPersG
 Gebrauch  gemacht,  nach  welcher  das  in  §  4  Abs.  3  OWiG  normierte
 Meistbegünstigungsprinzip  keine  Anwendung  auf  bis  zum  10.  April  2007
 begangene Ordnungswidrigkeiten findet?

 Das  BAG  hat  Ordnungswidrigkeiten  gemäß  §  8  des  Fahrpersonalgesetzes,  die
 bis  zum  10.  April  2007  unter  Geltung  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  3820/85
 begangen  wurden,  grundsätzlich  nach  den  zum  Zeitpunkt  der  Tat  geltenden
 Bestimmungen geahndet.

 Hinsichtlich  der  Kontrollpraxis  der  Länder  konnte  in  der  Kürze  der  Zeit  von  den
 Ländern kein aussagekräftiges Gesamtbild geliefert werden.

 Sowohl  das  BAG  sowie  auch  die  Länder  können  keine  Verfahrensanzahl
 benennen, da eine statistische Erfassung nicht erfolgt ist.

 11.  In  wie  vielen  Fällen  wurden  Verfahren  zwischen  dem  10.  April  2007  und
 dem  Inkrafttreten  des  Fahrpersonalgesetzes  am  14.  Juli  2007  aufgrund  der
 Anwendung des Meistbegünstigungsgebots eingestellt?

 In  der  statistischen  Erfassung  des  BAG  von  Verfahrenseinstellungen  für  das
 Rechtssachgebiet  Fahrpersonalrecht  wird  nicht  nach  dem  Grund  der  Einstellung
 selektiert.  Die  Benennung  der  genauen  Anzahl  an  Verfahrenseinstellungen  auf-
 grund  der  Ahndungslücke  ist  daher  nicht  möglich.  Aufgrund  einer  Schätzung
 geht das BAG von circa 1  300 entsprechenden Verfahreneinstellungen aus.

 Hinsichtlich  der  Kontrollpraxis  der  Länder  konnte  in  der  Kürze  der  Zeit  von  den
 Ländern kein aussagekräftiges Gesamtbild geliefert werden.

 12.  Wie  viele  Kontrollen  hat  das  BAG  in  dem  Zeitraum  zwischen  dem
 10.  April  2007  und  dem  14.  Juli  2007  im  Vergleich  zur  gängigen  Praxis
 durchgeführt?

 Die  Anzahl  der  kontrollierten  Fahrzeuge  pro  Tag  im  Zeitraum  vom  10.  April
 2007  bis  14.  Juli  2007  (1  876  Fahrzeuge/Tag)  unterscheidet  sich  kaum  von  der
 im  übrigen  Zeitraum  des  Jahres  2007  (1  848  Fahrzeuge/Tag).  Gegenüber  2006
 ist  eine  Zunahme  der  kontrollierten  Fahrzeuge  pro  Tag  von  1  676  auf  1  876  zu
 verzeichnen.

 13.  Wie  häufig  haben  die  zuständigen  Behörden  der  Bundesländer  in  diesem
 Zeitraum im Vergleich zur gängigen Praxis Kontrollen durchgeführt?

 Die  Kontrollen  in  den  Ländern  finden  sowohl  im  Betrieb  als  auch  auf  der
 Straße  statt.  Zum  Teil  konnte  hinsichtlich  der  Straßenkontrollen  keine  Angaben
 geliefert  werden;  sofern  hierzu  Angaben  erfolgt  sind,  wurde  mitgeteilt,  dass
 keine  Änderung  der  Kontrollpraxis  erfolgt  ist  (Brandenburg,  Bayern,  Hamburg,
 Sachsen).

 Bei  Betriebskontrollen  ist  in  der  Regel  keine  Änderung  der  Anzahl  der  Kontrol-
 len  erfolgt  (Reduktion  in  Niedersachsen  und  Bremen,  Erhöhung  in  Rheinland-
 Pfalz).  Ein  Teil  der  Länder  teilte  mit,  dass  jedoch  während  des  gefragten  Zeit-
 raumes  der  Schwerpunkt  der  Kontrolle  auf  die  Überprüfung  arbeitsrechtlicher
 Vorschriften verlagert wurde.
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14.  Wie  viele  Verstöße  gegen  die  Vorschriften  über  die  Lenk-  und  Ruhezeit
 wurden  im  Vergleich  zur  übrigen  Zeit  im  Rahmen  der  durchgeführten
 Kontrollen erfasst?

 Beim  BAG  konnten  im  Zeitraum  vom  10.  April  2007  bis  14.  Juli  2007  durch-
 schnittlich  28  Verstöße  weniger  pro  Tag  gegen  fahrpersonalrechtliche  Vorschrif-
 ten  als  im  übrigen  Zeitraum  des  Jahres  2007  festgestellt  werden,  was  auch  in  der
 Zahl  der  Sicherheitsleistungen  und  Verwarnungen  (jeweils  pro  Tag)  zum  Aus-
 druck kommt.

 In  den  meisten  Ländern  ist  eine  monats-  bzw.  taggenaue  Auswertung  der  Ver-
 stöße nicht möglich.

 15.  Ist  die  Bundesregierung  der  Ansicht,  dass  Fahrzeuge  für  ambulante  Bank-,
 Wechsel-  oder  Spargeschäfte  (rollende  Sparkassen),  Fahrzeuge,  die  im
 Rahmen  der  Religionsausübung,  zum  Ausleihen  von  Büchern  oder  ande-
 ren  Medien  (rollende  Bibliotheken)  oder  für  kulturelle  Veranstaltungen
 (abgesehen  von  den  unter  §  18  Abs.  1  Nr.  10  FPersV-E  nach  Bundesrats-
 drucksache  604/07  erwähnten  Fahrzeuge),  die  zu  diesem  Zweck  beson-
 ders  ausgestattet  sind,  nach  Maßgabe  von  Artikel  13  der  Verordnung  (EG)
 561/06  von  den  fahrpersonalrechtlichen  Vorschriften  ausgenommen  wer-
 den dürfen?

 Die  genannten  Fahrzeuggruppen  konnten  gemäß  Artikel  13  der  Verordnung
 (EWG)  Nr.  3820/85  von  den  Mitgliedstaaten  aus  dem  Anwendungsbereich  der
 Verordnung  ausgenommen  werden.  In  Deutschland  ist  dies  durch  §  18  FPersV
 geschehen.  Gemäß  Artikel  13  der  Verordnung  (EG)  Nr.  561/2006,  die  die  Ver-
 ordnung  (EWG)  Nr.  3820/85  abgelöst  hat,  ist  eine  Ausnahmemöglichkeit  für
 diese Fahrzeuge nicht mehr explizit vorgesehen.

 Die  genannten  Fahrzeuggruppen  können  von  der  Änderung  des  §  18  Abs.  1  Nr.  4
 Buchstabe  b  FPersV  in  der  Fassung  des  Bundesratsbeschlusses  vom  30.  Novem-
 ber  2007  (Bundesratsdrucksache  604/07)  zu  der  zweiten  Verordnung  zur  Ände-
 rung  fahrpersonalrechtlicher  Vorschriften  erfasst  werden  und  von  dem  Anwen-
 dungsbereich  der  FPersV  ausgenommen  werden.  Durch  die  Formulierung  „z.  B.“
 öffnet  der  neue  §  18  Abs.  1  Nr.  4  Buchstabe  b  FPersV  den  Anwendungsbereich
 der Ausnahmen für Fahrzeuge, die den Verkaufsfahrzeugen ähnlich sind.

 16.  Wie  beurteilt  die  Bundesregierung  die  Bedeutung  der  genannten  Fahr-
 zeuge?

 Für  die  Kontrollpraxis  spielen  die  genannten  Fahrzeuge  wegen  ihrer  vergleichs-
 weise  geringen  Zahl  und  ihrer  Fahrtrouten  abseits  der  Fernstraßen  in  ländlichen
 Gebieten  eine  untergeordnete  Rolle.  Für  die  Kontrollorgane  sind  diese  Fahr-
 zeuge  leicht  erkennbar  und  können  ggf.  daher  ohne  Weiteres  von  anderen  zur
 Güterbeförderung bestimmten Fahrzeugen unterschieden werden.

 17.  Ist  die  Bundesregierung  der  Ansicht,  dass  diese  Fahrzeuge  von  den  fahr-
 personalrechtlichen  Vorschriften  ausgenommen  sein  sollten,  und  durch
 welche  Regelung  hat  die  Bundesregierung  gegebenenfalls  von  der  Mög-
 lichkeit der Herausnahme in diesen Fällen Gebrauch gemacht?

 Es wird auf die Antwort zu Frage 15 verwiesen.
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